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■ DIE MANDANTEN

Themen dieser Ausgabe 

■ Aufzeichnung der Kosten für ein häusliches
Arbeitszimmer

■ Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Unterkunfts-
kosten für flexibel eingesetztes Personal

■ Aktivierung eines Rückbauanspruchs des Vermieters
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IN FORMATION 

■ Landesgrundsteuergesetz Baden-Württemberg
nicht verfassungswidrig

■ Termine: Steuer und Sozialversicherung

auch mit unserer August-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und 

Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 26.6.2026). 

■ STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT

Unternehmer 

Aufzeichnung der Kosten für ein 
häusliches Arbeitszimmer 
Nutzt ein Unternehmer ein häusliches Arbeitszimmer, muss 
er seine Aufwendungen für das Arbeitszimmer gesondert 
aufzeichnen. Dies gilt sowohl für die Bilanzierung als auch 
für die Einnahmen-Überschussrechnung. Bei der 

Einnahmen-Überschussrechnung muss der Unternehmer 
die Kosten zeitnah in einer besonderen Spalte oder zumin­
dest gebündelt in einem gesonderten schriftlichen oder digi­
talen Dokument aufzeichnen. 

Hintergrund: Bestimmte Betriebsausgaben sind nicht oder 
nur beschränkt abziehbar, z. B. Geschenke an Geschäfts­
freunde, Bewirtungsaufwendungen, sog. Repräsentations­
aufwendungen oder Aufwendungen für ein häusliches Ar­
beitszimmer. Für diese Aufwendungen besteht die Pflicht, 
sie einzeln und getrennt von den übrigen Betriebsausgaben 
aufzuzeichnen. 

■ ■ Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater ■ ■ Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater■ ■ 
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DIE MANDANTEN I INFORMATION

pauschalierende Bewertung im Rahmen des gesetzgebe­

rischen Gestaltungsspielraums sachlich gerechtfertigt. 

■ Unterschiede in der Bebauung dürfen aus Gründen der

Praktikabilität und aus Vereinfachungsgründen in einem

Massenverfahren vernachlässigt werden.

■ Insgesamt sind die aus dem Gesetz resultierenden Belas­

tungsunterschiede nicht gleichheitswidrig, zumal Steuer­

pflichtige die Möglichkeit haben, in bestimmten Fällen ei­

nen niedrigeren Grundsteuerwert nachzuweisen.

Hinweise: Damit steht den Klägern nur noch der Weg zum 

Bundesverfassungsgericht offen. 

Derzeit sind beim BFH noch Verfahren gegen die Landes­

grundsteuermodelle Hamburg, Hessen und Bayern anhän­

gig, über die noch nicht entschieden worden ist. Der BFH 

plant mündliche Verhandlungen für die Ländermodelle Ham­

burg und Hessen voraussichtlich im November 2026 und für 

das Landesmodell Bayern in der ersten Jahreshälfte 2027. 

Schenkungsteuer: Zinssatz von 5,5 % für 
die Bewertung von Leibrenten 
verfassungsgemäß 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hält den Zinssatz von 5,5 %, der 

bei der Bewertung von lebenslang gezahlten Geldrenten im 

Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer angewendet 

wird, für verfassungsgemäß. Der Zinssatz ist mit dem deut­

lich niedrigeren Zinssatz von 1,8 %, der für Nachzahlungs­

und Erstattungszinsen gilt, nicht vergleichbar, da damit kein 

wirtschaftlicher Vorteil abgeschöpft werden soll. 

Hintergrund: Wird eine Immobilie gegen Zahlung einer le­

benslangen Geldrente übertragen, kann dies zu einer 

Schenkung führen, wenn der Wert der Geldrentenlast nied­

riger ist als der Immobilienwert. Der Kapitalwert der lebens­

langen Geldrente wird in der Weise ermittelt, dass der Jah­

reswert der Rente mit einem Vervielfältiger multipliziert wird. 

Der Vervielfältiger richtet sich nach der statistischen Lebens­

erwartung des Rentenberechtigten und dessen Alter zum 

Bewertungsstichtag. In dem Vervielfältiger ist ein gesetzlich 

vorgegebener Zinssatz von 5,5 % berücksichtigt. 

Sachverhalt: Die Klägerin erhielt von ihrem Onkel im Jahr 

2019 ein Grundstück und verpflichtete sich im Gegenzug zur 

Zahlung einer monatlichen Rente von 1.000 € bis zum Tod 

des Onkels. Nach der Vereinbarung zwischen Onkel und 

Klägerin sollte die Rentenzahlung mit einem Zinssatz von 

0,5 % pro Jahr kapitalisiert werden. Das Finanzamt ging von 

einer Schenkung aus und setzte Schenkungsteuer in Höhe 

von rund 6. 500 € fest. Den Kapitalwert der Rente berechnete 

das Finanzamt in der Weise, dass es den jährlichen Renten­

betrag von 12.000 € mit dem damals geltenden Vervielfälti­

ger von 7,242 multiplizierte; hierbei handelte es sich um den 

Vervielfältiger laut amtlicher Sterbetafel aufgrund des vom 

Onkel vollendeten 78. Lebensjahres. Auf diese Weise ergab 

sich ein Kapitalwert von 86.904 €, den das Finanzamt vom 

Grundstückswert abzog; der verbleibende Betrag unterlag 

der Schenkungsteuer. Die Klägerin vertrat die Ansicht, dass 

der gesetzlich vorgesehene Zinssatz von 5,5 %, der im Ver­

vielfältiger berücksichtigt war, zu hoch sei. Sie begehrte den 

Ansatz eines Zinssatzes von 0,5 %. 

Entscheidung: Der BFH wies die Klage aus den folgenden 

Gründen ab: 

■ Die Grundstücksübertragung unterlag der Schenkung­

steuer, da die Klägerin hierdurch bereichert wurde. Denn

der Wert des Grundstücks war höher als der Kapitalwert

der lebenslangen Rente, die sie an ihren Onkel zahlen

musste.

■ Die Ermittlung des Kapitalwerts erfolgte fehlerfrei, da das

Finanzamt zu Recht den Jahresbetrag mit dem Vervielfäl­

tiger laut Sterbetafel multipliziert hat; dabei hat das Finanz­

amt zutreffend auf das vollendete 78. Lebensjahr des On­

kels abgestellt, da dieser im Zeitpunkt der erstmaligen Ren­

tenzahlung das 78. Lebensjahr vollendet hatte.

■ Entgegen der Auffassung der Klägerin war bei der Bewer­

tung des Kapitalwerts ein Zinssatz von 5,5 % - wie im Ge­

setz vorgesehen - anzusetzen. Soweit das Bundesverfas­

sungsgericht (BVerfG) die Höhe des Zinssatzes für Nach­

zahlungs- und Erstattungszinsen von 6 % jährlich ab dem

1.1.2014 für verfassungswidrig angesehen hat, lässt sich

dies nicht auf die Bewertung eines Kapitalrechts bei der

Schenkungsteuer übertragen. Denn Nachzahlungs- und 

Erstattungszinsen sind ein Ausgleich für die Kapitalnutzung

und dienen der Abschöpfung wirtschaftlicher Vorteile. Hin­

gegen soll der Zinssatz von 5,5 %, der bei der Ermittlung

von Kapitalwerten angewendet wird, die üblichen Schwan­

kungen des Zinsniveaus berücksichtigen; dabei ist zu be­

achten, dass Zinsschwankungen bei Geldrenten regelmä­

ßig vorkommen, da die Zeiträume oft sehr lang sind.

Hinweise: Dass Zinsschwankungen eintreten, wird an der 

letzten Zinswende, die Mitte 2022 eingesetzt hat, deutlich. 

Eine verbindliche Entscheidung über die Verfassungsmäßig­

keit des Zinssatzes von 5,5 % kann nur das Bundesverfas­

sungsgericht (BVerfG) treffen, nicht jedoch der BFH oder die 

Finanzgerichte. Wäre der BFH von der Verfassungswidrig­

keit des Zinssatzes von 5,5 % überzeugt gewesen, hätte er 

das BVerfG anrufen müssen. 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im August 2026 

10.8.2026 

17.8.2026 

27.8.2026 

Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 

Zahlungsschonfrist bis zum 13.8.2026 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 

Zahlungsschonfrist bis zum 20.8.2026 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 27.8.2026 

Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 25.8.2026 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
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